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Beim letzten Warnstreik gingen 3.500 Kolleg:innen auf die Straße, um ein Zeichen zu setzen, dass es
ihnen mit der Forderung nach einem Tarifvertrag Gesundheitsschutz ernst ist. Wir haben eine der
Streikenden zu dieser Tarifauseinandersetzung interviewt.

NI: Hallo Clara, erzähl unseren Leser:innen doch kurz etwas von dir.

Clara: Moin, ich bin Clara und Lehrerin an einer Sekundarstufe in Berlin-Mitte. Neben meinem
Beruf als Lehrerin bin ich noch gewerkschaftlich in der Jungen GEW Berlin aktiv und interessiert an
einer aktiven Gewerkschaftsarbeit.

NI: Ich arbeite selbst als Lehrkraft an einer Berufsschule in Baden-Württemberg und wir
lesen gerade immer wieder etwas von euren Streikaktionen für einen Tarifvertrag
Gesundheitsschutz (TV-G). Berichte uns doch kurz von dieser Initiative.

Clara: Der Arbeitskampf rund um den TV-G hat bisher zu mehreren Warnstreiks mit bis zu 3.500
streikenden Kolleg:innen geführt. Der Hauptfokus liegt hier auf der tariflichen Festschreibung der
Klassengrößen. Eine Studie der GEW zur Arbeitsbelastung hat diesen Faktor als einen der
Hauptpunkte für die Arbeitsbelastung von Lehrkräften herausgearbeitet. Bisher setzt der Senat
mittels Verwaltungsvorschriften ohne verbindliche Absprachen mit uns Lehrkräften die
Klassengrößen fest. Eine tarifliche Festlegung würde diese Vorgehensweise aushebeln.

NI: Lässt sich der Senat überhaupt auf Verhandlungen oder Diskussionen ein?

Clara: Kurz gesagt: nein! Der Senat schiebt die Verantwortung auf die Tarifgemeinschaft der Länder
ab. Berlin ist Teil dieser Gemeinschaft, die die Tarifverhandlungen führt. Da diese jedoch die
Diskussion um einen Tarifvertrag Gesundheitsschutz abgelehnt haben, sieht sich der Senat in Berlin
nicht in der Pflicht, Diskussionen mit uns zu führen oder gar ein Angebot auf den Tisch zu legen. In
Wechselunterrichtsphasen während der Coronapandemie haben wir Kolleg:innen jedoch praktisch
erfahren, wie effektiv Unterricht in kleineren Lerngruppen ist. Die Blockadehaltung des Senats ist
eine absolute Unverschämtheit, wir sind stinksauer!

NI: Auffallend bei der Tarifauseinandersetzung ist, dass die GEW sich ausschließlich auf
Schulen konzentriert. Gibt es Gründe, wieso nicht auch andere prekäre
Bildungseinrichtungen wie Kitas mit einbezogen werden?

Clara: Diese Entscheidung empfinde ich auch als total unverständlich. Gerade in unserer Jungen-
GEW-Gruppe haben wir ebenfalls Erzieher:innen und Sozialarbeiter:innen, die regelmäßig von den
gleichen Belastungen und vom Druck berichten, größere Gruppen zu betreuen. Gerade während der
Coronapandemie war und ist es normal, dass eine Person auch mal zwei Gruppen parallel betreuen
muss, da eine Kolleg:in kurzerhand ausgefallen ist. Die GEW argumentiert, dass der Kampf nun erst
einmal exemplarisch für die Lehrkräfte geführt werden soll und dann auf andere Berufsgruppen
übertragen werden kann. Dies kann ich überhaupt nicht nachvollziehen, da wir für unsere
Forderungen eigentlich viel effektiver streiken und streiten könnten, wenn wir alle Betroffenen mit
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ins Boot holen würden. Alle im Bildungsbereich tätigen Kolleg:innen haben die gleichen Probleme
und benötigen somit die gleichen tariflichen Absicherungen.

NI: Wenn die GEW nur für Teilbereiche streiten möchte, wie macht sich das dann in ihrer
Mobilisierung bemerkbar?

Clara: Die Mobilisierung wird eigentlich ganz klassisch von oben organisiert. Die
Gewerkschaftsführung ruft zum Streik auf und die Vertrauenspersonen versuchen, dafür an ihren
Einrichtungen zu mobilisieren. Darüber hinaus wird die GEW selbst aber nicht aktiv. Sie organisiert
wenig bis keine Diskussionsveranstaltungen, um mit Kolleg:innen direkt in Kontakt zu kommen oder
Basisstrukturen aufzubauen, die den Streik selbst organisieren und in die Hand nehmen. Gerade
dieses Element aus dem Streik der Pflegekräfte hier in Berlin hatte sich sehr positiv auf die
Mobilisierung an den Krankenhäusern ausgewirkt. Warum die GEW-Vorstände sich daran kein
Beispiel nehmen, kann ich mir nur so erklären, dass sie an einer aktiven Einbindung der Basis kein
Interesse haben bzw. nicht wissen, wie diese funktionieren soll.

NI: Wenn ich in meinen eigenen Pausen an der Schule die GEW-Pinnwand anschaue, lacht
mich schon seit gut zwei Schuljahren ein Plakat an, auf dem kleinere Klassen gefordert
werden. Diese Forderungen wurde ja jetzt nicht gerade neu erfunden. Wie bewertest du das
Vorgehen der GEW, um die Ziele der Initiative nun auch wirklich mal zu erreichen?

Clara: Die Blockadehaltung des Senats hat gezeigt, dass die Strategie der Warnstreiks nicht
genügend Druck aufbaut, um den Senat zu Verhandlungen zu bewegen. Aus meiner Sicht sollte hier
die GEW ihre Schlagzahl erhöhen und mehr Streiks mit weniger Abständen organisieren. Es sollte
das Ziel sein, diese in einen Erzwingungsstreik zu verwandeln. Die Vorbereitungen und notwendigen
Abstimmungen für einen solchen Erzwingungsstreik könnten jetzt schon parallel zu den häufigeren
Warnstreiks durchgeführt werden. Gleichzeitig sollte der alleinige Fokus auf die Schulen
aufgehoben werden. Auch wenn dies die Tarifverhandlungen eventuell verkompliziert, sollten wir
unsere eigene Kampfkraft nicht schon im Vorhinein selbst einschränken. Alle Kolleg:innen auf die
Straße!

Zu guter Letzt sollte sich die GEW ein Beispiel an den Organisationsstrukturen der
Krankenhausbewegung in Berlin nehmen. Sie sollte aktiv den Aufbau von Basisstrukturen
vorantreiben, die nicht nur für das Verteilen von Flyern und Aufhängen von Plakaten dienen sollten,
sondern selbst über die Inhalte und die Koordinierung des Streiks diskutieren und abstimmen
sollten. Nur so können wir erreichen, dass wir Kolleg:innen entscheiden, wann Verhandlungen
abgebrochen, wann zum Streik aufgerufen und unter welchen Bedingungen wir im positiven Falle
den Streik auch wieder abbrechen wollen.

Meine Erfahrungen in vorherigen Kampagnen haben aber gezeigt, dass der GEW-Vorstand seine
Kontrolle hier nicht gerne aus der Hand gibt. Mobilisierungen vor Ort werden gerne
„basisdemokratisch“ delegiert. Die Inhalte und Entscheidungen werden aber nicht aus der Hand
gegeben. Wir benötigen daher basisoppositionelle Strukturen innerhalb der Gewerkschaft, die sich
für solche Methoden und Perspektiven der Tarifauseinandersetzung einsetzen und, wenn nötig, sich
mit unseren Vorsitzenden darüber streiten.

NI: Vielen Dank für das Gespräch und deine Einblicke in die derzeitige
Auseinandersetzung rund um den TV-G. Sollten Leser:innen am Aufbau einer
Basisopposition innerhalb der GEW zusammen mit Clara Interesse haben, könnt ihr euch
gerne bei uns melden. Wir vermitteln gerne einen Kontakt.


